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Die Renaissance der Wettbewerbsfähigkeit

Wettbewerbsfähigkeit ist europaweit wieder in aller Munde. 
Ähnlich wie zu Zeiten der Eurokrise, als die „Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit“ zum zentralen wirtschaftspoliti-
schen Ziel erhoben wurde, verbunden mit weitreichenden 
Lohn- und fiskalischen Kürzungsprogrammen, fordern Ar-
beitgeberverbände und vor allem konservativ-liberale Par-
teien nun erneut vergleichbare Reformen. Auf der Agenda 
stehen unter anderem Lockerungen von Arbeits- und Um-
weltstandards, Lohnzurückhaltung, Steuersenkungen sowie 
Bürokratieabbau. 

In den Regierungsvorhaben wichtiger Staaten, wie in 
Frankreich und Deutschland, werden diese Pläne bereits 
konkret in die Praxis übertragen. In Paris setzte die neue – 
und mittlerweile alte – Regierung unter Premierminister 
François Bayrou auf ein massives Sparprogramm inmitten 
einer schwächelnden Wirtschaft: Durch Einsparungen von 
20,8 Milliarden Euro bei Staats- und Sozialausgaben so-
wie durch weitere Maßnahmen sollen insgesamt 43,8 Mil-
liarden Euro konsolidiert werden. Renten, Sozialleistungen 
und Steuertarife werden eingefroren („année blanche“), 
Stellen im öffentlichen Dienst nicht nachbesetzt, die Ar-
beitslosenversicherung weiter verschärft und zwei Feierta-
ge gestrichen. Politisch ist dieser Ansatz gescheitert, 
nachdem Bayrou im Parlament das Vertrauen entzogen 
wurde. Alternative Lösungsansätze sind derzeit dennoch 
nicht absehbar, sodass sich das Land in einer Sackgasse 
befindet. 

In Berlin hingegen verspricht der Koalitionsvertrag der 
schwarz-roten Regierung ebenfalls, einen „erheblichen 
Konsolidierungsbeitrag“ zu leisten. Die Absicherung bei Er-
werbslosigkeit soll weiter verschärft, der Acht-Stunden-Tag 
durch eine neue „wöchentliche Höchstarbeitszeit“ ersetzt 
werden. Versprochen wird außerdem ein „Sofortprogramm 
für den Bürokratierückbau“ sowie die Abschaffung des na-
tionalen Lieferkettengesetzes. Es soll durch die europäische 
Richtlinie (CSDDD) ersetzt werden, für deren Abschaffung 
sich Bundeskanzler Merz und Präsident Macron zudem be-
reits eingesetzt haben.

Auch auf strategischer Ebene bleibt „mehr Wettbewerbs
fähigkeit“ die Richtschnur für die europäische Wirtschafts-
politik. Der Draghi-Bericht „The Future of European Com-
petitiveness“ aus 2024 stellt die Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit ins Zentrum seiner wirtschaftspolitischen 
Empfehlungen. Darauf aufbauend legte die Europäische 
Kommission im Januar 2025 den „Kompass für Wettbe-
werbsfähigkeit“ vor, der Europas „Dynamik und Wirt-

schaftswachstum in Schwung bringen“ soll (Europäische 
Kommission 2025). 

Die aktuelle geopolitische Lage verleiht dem Begriff der 
Wettbewerbsfähigkeit zusätzliches Gewicht: Die zuneh-
menden Spannungen zwischen den USA und China sowie 
die daraus resultierende protektionistische Wirtschaftspoli-
tik erhöhen den Handlungsdruck auf die europäischen 
Volkswirtschaften. In diesem Kontext gilt eine gesteigerte 
Wettbewerbsfähigkeit vielen Akteuren als Bedingung für 
wirtschaftliche Stabilität und Zukunftsfähigkeit.

Diese Kurzstudie hinterfragt diese Annahmen kritisch. Sie 
analysiert die wirtschaftspolitischen Debatten in Brüssel 
sowie den europäischen Hauptstädten zur Wettbewerbsfä-
higkeit auf ihre Kohärenz und legt zentrale theoretische 
wie praktische Schwächen offen. Als wesentliche Gefahr 
für die Zukunft Europas greift dabei insbesondere der soge-
nannte Trugschluss der Verallgemeinerung: Was auf einzel-
staatlicher Ebene rational und möglich ist, in dem Fall die 
Steigerung der eigenen Wettbewerbsfähigkeit, mündet in 
eine gesamtwirtschaftliche Krise, wenn alle Staaten den-
selben Pfad verfolgen. Da Wettbewerbsfähigkeit ein relati-
ves Konzept ist, führt dieser Ansatz nämlich in einen ruinö-
sen Wettbewerb um niedrigere Löhne und schwächere 
Standards – ein klassisches „Race to the Bottom“. Für eine 
so große Wirtschaftszone wie die Europäische Union (EU) 
erweist sich damit das Mantra der allgemeinen Wettbe-
werbsfähigkeit als untauglicher Wachstumsmotor. Zudem 
bleibt die Fixierung auf Wettbewerbsfähigkeit eine verkürz-
te Antwort auf ein tieferliegendes Problem: das Fehlen ei-
ner kohärenten wirtschaftspolitischen Zielsetzung auf eu-
ropäischer Ebene. Anders als etwa die Volksrepublik China, 
die gezielt industriepolitische und innovationsgeleitete 
Strategien verfolgt, fehlt es der EU an gemeinsamen Koor-
dinationsmechanismen und langfristigen wirtschaftspoliti-
schen Leitlinien.

Gegliedert ist diese Kurzstudie entlang von fünf Thesen: 
Zunächst wird das Konzept der Wettbewerbsfähigkeit theo-
retisch analysiert, kritisch eingeordnet und hinsichtlich sei-
ner Bedeutung für steigende Lebensstandards hinterfragt 
(Thesen 1–2). In einem nächsten Schritt werden die lang-
fristigen wirtschaftspolitischen Dynamiken in Europa im 
Kontext der Wettbewerbsfähigkeit untersucht und die des
truktiven Folgen des bestehenden Modells herausgearbei-
tet (Thesen 3–4). Im abschließenden Teil werden Perspekti-
ven für eine wirtschaftspolitische Neuorientierung Europas 
entwickelt – jenseits des Wettbewerbsfähigkeitsdogmas, 
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hin zu einem intelligenten institutionellen Rahmen, der 
nachhaltiges Wachstum, soziale Stabilität und Innovation 
ermöglicht (These 5). Vor allem im Kontext geopolitischer 
Spannungen, in dem die europäische Wirtschaft sich von 
innen heraus stärken muss (und sich nicht mehr auf die 
Nachfrage aus dem Ausland verlassen kann), ist eine 
grundlegende Neuausrichtung der europäischen Wirt-
schaftspolitik unumgänglich.
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Fortschritt statt Obsession:  
5 Thesen für einen produktiven Wettbewerb

These 1:  
Wettbewerbsfähigkeit ist ein relatives Kon-
zept – es ist unmöglich, gesamtwirtschaftlich 
die Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen

In der wirtschaftspolitischen Kommunikation ist der Ver-
weis auf „Wettbewerbsfähigkeit“ in Europa allgegenwärtig. 
Definiert oder eingeordnet wird der Begriff allerdings nur 
selten. Arbeitgeberverbände und viele konservativ-liberale 
Akteure verknüpfen Wettbewerbsfähigkeit vor allem mit 
geringeren Lohnkosten, dem Abbau staatlicher Regulie-
rung, insbesondere im Arbeits- und Umweltschutz, sowie 
mit niedrigeren Steuern. Auf der anderen Seite betonen 
Gewerkschaften und andere arbeitnehmernahe Organisa-
tionen die Bedeutung von Wettbewerbsfähigkeit, um lang-
fristiges und nachhaltiges wirtschaftliches Wachstum zu 
sichern.

Im politischen Diskurs wird der Begriff heute so selbstver-
ständlich verwendet, dass nur selten über seine eigentliche 
Bedeutung nachgedacht wird. Dabei lohnt sich eine genau-
ere Analyse, denn sie offenbart zentrale Schwächen der ge-
läufigen Verwendung des Konzepts. Eine akademische De-
finition von Wettbewerbsfähigkeit lautet, dass es sich dabei 
um die „relative Fähigkeit eines Unternehmens oder eines 
Landes – im Vergleich zu anderen Unternehmen und Län-
dern – [handelt], Waren und Dienstleistungen zu verkaufen 
und zu liefern“ (Ott 2014). Wettbewerbsfähigkeit ist somit 
per definitionem ein relatives Konzept: Sie beschreibt nicht 
eine absolute Größe, sondern eine Position im Vergleich zu 
anderen.

Damit handelt es sich um ein Nullsummenspiel: Wenn ein 
Land oder ein Unternehmen seine Wettbewerbsfähigkeit 
verbessert, verbessert es seine Stellung im Verhältnis zu 
anderen Akteuren. Das bedeutet zugleich, dass sich die 
Wettbewerbsposition der übrigen relativ verschlechtert. 
Eine kollektive Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit aller 
Länder oder Unternehmen ist daher, rein logisch bzw. kon-
zeptuell, unmöglich. Genauso wenig, wie die Welt als Gan-
zes wettbewerbsfähiger werden kann, können nicht alle 
Akteure zugleich ihre Wettbewerbsposition verbessern.

Ein anschauliches Beispiel dafür ist die Veränderung von 
Wechselkursen: Wenn ein Land seine Währung abwertet, 
werden seine Exportgüter im Ausland günstiger, was seine 
Wettbewerbsfähigkeit auf den internationalen Märkten er-
höht. Gleichzeitig bedeutet dies aber, dass andere Währun-
gen, relativ gesehen, aufwerten. Dadurch verteuern sich de-

ren Exporte, was ihre Wettbewerbsfähigkeit im gleichen 
Maß schwächt. Die Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit der einen Seite ist also untrennbar mit einer Ver-
schlechterung auf der anderen Seite verbunden. Alle Län-
der können somit nicht gleichzeitig durch eine Währungs-
abwertung wettbewerbsfähiger werden – wie nicht alle 
Teilnehmenden eines Rennens gleichzeitig aufholen kön-
nen, ohne dass sich die Abstände untereinander verschie-
ben. Das konzeptuelle Dilemma bezeichnete der britische 
Ökonom John Maynard Keynes als „Trugschluss der Verall-
gemeinerung“: Was für einen einzelnen Akteur möglich 
oder gar rational ist – zum Beispiel seine Währung abzu-
werten, um die Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern –, ist 
unmöglich, wenn alle dasselbe versuchen. 

Gerade weil die Wettbewerbsfähigkeit ein relatives Konzept 
ist, stößt sie als wirtschaftspolitisches Ziel an ihre Grenzen, 
insbesondere dann, wenn es um gesamtwirtschaftlichen 
Wohlstand und steigende Lebensstandards geht. Eine rela-
tive Verbesserung der eigenen Position im Wettbewerb mit 
anderen Akteuren bietet keine Antwort auf die Frage, wie 
neue Werte geschaffen und breitere Wohlstandsgewinne 
ermöglicht werden können. Es gilt von daher, zwischen ab-
soluten und relativen Größen zu unterscheiden und die 
wirtschaftspolitischen Ziele und Instrumente dahingehend 
zu justieren, dass Wohlstand und Strukturwandel in der 
Breite der Wirtschaft und Gesellschaft geschaffen werden 
können.

Um diesen Anspruch zu erfüllen, bedarf es einer anderen 
Bezugsgröße: der Produktivität. Sie lässt sich – anders als 
Wettbewerbsfähigkeit, die ein relatives Maß und insofern 
ein Nullsummenspiel ist – absolut steigern und ist damit 
der eigentliche Schlüssel zu nachhaltigem ökonomischem 
Fortschritt. Die Produktivität ist der entscheidende Hebel, 
wenn es darum geht, die Lebensstandards zu erhöhen. Die 
Reallöhne, also die preisbereinigten Löhne, können lang-
fristig nur dann steigen, wenn auch die Produktivität zu-
nimmt. Ohne eine Veränderung in der Produktionsstruktur, 
die mit einem höheren Output pro Arbeitsstunde einher-
geht (wie der Automatisierung vormals manueller Tätigkei-
ten), entsteht kein zusätzlicher realer Wert, der verteilt wer-
den könnte. Lohnsteigerungen ohne Produktivitätszuwäch-
se führen lediglich zu einer parallelen Steigerung der Preise 
und stellen keine realen Einkommensgewinne dar. Diese 
entstehen erst durch Produktivitätswachstum. 

Umgekehrt gilt allerdings auch, dass Lohnsteigerungen als 
„Produktivitätspeitsche“ dienen, denn den Unternehmen 
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wird signalisiert, dass sie ihre Wettbewerbsfähigkeit nur 
über Investitionen und eine höhere Produktivität verbessern 
können – nicht über Lohndumping (Kaczmarczyk 2022: 
Kap. 3). Zudem fördern Instrumente wie der Mindestlohn 
die Mobilität von Arbeitnehmenden in Beschäftigung, die 
mit höherer Produktivität und besserer Bezahlung einher-
geht (Dustman et al. 2021). Gute Löhne und im Einklang 
mit der allgemeinen Produktivitätsentwicklung stehende 
Lohnsteigerungen erhöhen den Druck auf Unternehmen, in-
effiziente Strukturen zu überwinden und technologische 
oder organisatorische Innovationen voranzutreiben. 

Die Produktivitätsentwicklung ist somit ein Ergebnis dyna-
mischer Prozesse, die von den adäquaten Institutionen, von 
Investitionen und technologischem Fortschritt getragen 
werden. Der Ökonom Joseph Schumpeter fasste diesen 
Kern in seiner Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung zu-
sammen: Investitionen, die über Innovationen zu einer Um-
strukturierung der Produktionsbasis führen, ersetzen alte 
Produkte und Produktionsstrukturen durch neue und der 
Lebensstandard steigt (Schumpeter 2017; Kaczmarczyk/
Flassbeck 2023). Er bezeichnet diesen Prozess als „schöp-
ferische Zerstörung“. Damit dieser Prozess jedoch in Gang 
gesetzt wird, muss eine Reihe wichtiger Bedingungen er-
füllt sein, die einerseits dafür sorgen, dass die Kosten für 
Kredite nicht zu hoch sind (Geldpolitik), und die anderer-
seits einen Wettbewerb fördern, der auf höhere Produktivi-
tät abzielt (Wirtschaftspolitik).

Der schumpeterianische Wettbewerb hat wenig mit dem 
konventionellen Verständnis von Wettbewerbsfähigkeit zu 
tun, das primär auf Lohn- und Ausgabensenkungen sowie 
der Abschaffung von Arbeits- und Umweltstandards be-
ruht. Vielmehr widerlegt Schumpeter die gängige These, 
dass höhere Wettbewerbsfähigkeit per se für mehr Wachs-
tum und Entwicklung sorge. Aus gesamtwirtschaftlicher 
Sicht ist dies auch nur konsequent: Da die Welt als ge-
schlossene Volkswirtschaft ihre Wettbewerbsfähigkeit we-
der erhöhen noch verlieren, die Weltwirtschaft aber sehr 
wohl wachsen kann, muss Wachstum und Entwicklung 
durch mehr als nur die Wettbewerbsfähigkeit per se be-
dingt werden.

Schumpeters Theorie stellt die Qualität des ökonomischen 
Wettbewerbs ins Zentrum. Vereinfacht können wir von ei-
nem einzelwirtschaftlichen Modell ausgehend besser nach-
vollziehen, was ein ökonomisch förderlicher und was ein 
destruktiver Wettbewerb ist. Aus einzelwirtschaftlicher Sicht 
haben Unternehmen oder Staaten zwei Möglichkeiten, ihre 
Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen: Sie können entweder 
ihre Produktivität erhöhen oder ihre Lohnkosten senken. In 
beiden Fällen sinken die sogenannten Lohnstückkosten, 
also die Löhne im Verhältnis zur Produktivität, die als ent-
scheidendes Maß für die Wettbewerbsfähigkeit gelten. 

Wenn ein Unternehmen bei einem gegebenen Lohnniveau 
investiert (oder in einem Land umfangreiche Investitionen 
stattfinden) und so die Produktivität, also der Output pro 
Arbeitsstunde, steigt, kann das Unternehmen (oder die in 

einem Land ansässigen Unternehmen) nun die Preise für 
die eigenen Produkte senken oder mit einer höheren Marge 
den Markt penetrieren und auf diese Weise Marktanteile 
gewinnen. Die anderen Unternehmen werden gezwungen 
sein, die neue Produktionsmethode oder das neue Produkt 
zu kopieren, um zu überleben. Dadurch verändert sich die 
Produktionsstruktur der Volkswirtschaft insgesamt, der Le-
bensstandard steigt. Es findet somit das statt, was Schum-
peter als „schöpferische Zerstörung“ bezeichnet hat: Ein Pi-
onier (es kann eine öffentliche oder private Organisation 
sein) führt eine Innovation ein, also eine Neukombination 
der Produktionsfaktoren, die die Produktivität erhöht. 
Durch einen Wettbewerb, der alle dazu zwingt, die Innova-
tion zu übernehmen, entfaltet der Prozess der wirtschaftli-
chen Entwicklung seine positiven Auswirkungen im Hin-
blick auf die Lebensstandards und Produktionsweisen einer 
Volkswirtschaft.

Dem qualitativ hochwertigen Wettbewerb steht der des
truktive Wettbewerb gegenüber: Wenn ein Unternehmen 
(oder ein Land) nämlich die Produktionsstrukturen beibe-
hält und die Lohnkosten senkt, dann findet der Prozess der 
schöpferischen Zerstörung nicht statt. Die Produktions-
strukturen bleiben die alten – und dennoch erlangt das Un-
ternehmen oder das Land Vorteile im Wettbewerb, die die 
anderen Akteure unter Druck setzen. Gibt es keinen Me-
chanismus, der dem entgegenwirkt, so wird die Erhöhung 
der Wettbewerbsfähigkeit eines Landes oder Unterneh-
mens auf diese Weise ein „Race to the Bottom“ auslösen, 
denn die Absenkung von Löhnen oder Arbeitsstandards ist 
kurzfristig der einzige Hebel, um die Wettbewerbsfähigkeit 
zurückzuerobern. Wie wir im nächsten Abschnitt sehen 
werden, herrschte in Europa eben diese destruktive Form 
vor allem seit der Eurokrise des Wettbewerbs vor – und die 
derzeitige Rhetorik führt die europäische Wirtschaft wieder 
zurück auf den Pfad der internen Abwertung. 

These 2:  
Eine Verbesserung der Lebensstandards geht 
nur über eine höhere Produktivität – es stellt 
sich die Frage nach der Qualität des Wettbe-
werbs

Die Obsession der EU mit der Wettbewerbsfähigkeit 
durchzieht die vergangenen 30 Jahre. Der Vertrag von 
Maastricht zielte darauf ab, „eine in hohem Maße wettbe-
werbsfähige soziale Marktwirtschaft“ (AEUV, Artikel 3) zu 
schaffen, und verankerte durch seine Konstruktion (Stabili-
tätsziele, Konvergenzkriterien, fehlende wirtschaftspoliti-
sche Koordination) ein Paradigma der Wettbewerbsfähig-
keit, das primär auf Kostenreduktion und Marktdisziplin 
setzt (Scharpf 1995, Wigger/Buch-Hansen 2010). Die Stei-
gerung der Wettbewerbsfähigkeit wurde damit von Beginn 
an zu einem politischen Imperativ, ohne dass es eine ge-
meinsame europäische Strategie zur Produktivitätssteige-
rung, Investitionsförderung oder industriellen Entwicklung 
gab. Anders formuliert: Die Wirtschaftspolitik sollte einen 
allgemeinen Wettbewerb zwischen Unternehmen und 
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Staaten forcieren, aber bezüglich der Qualität bzw. „Rich-
tung“ dieses Wettbewerbs gab es keine Vorgaben oder 
Ideen.

Diese Strategielücke und das damit verbundene institutio-
nelle Defizit zog sich auch in den Folgejahren wie ein roter 
Faden durch die wirtschaftspolitische Ausrichtung der EU. 
2000 bekräftigte die Union ihr strategisches Ziel, bis 2010 
zur „wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensba-
sierten Wirtschaft der Welt zu werden“ (Europäischer Rat 
2000). Während der Eurokrise wurde die mangelnde Wett-
bewerbsfähigkeit insbesondere der europäischen Südstaa-
ten kritisiert – und unter erheblichem Druck wurden sie zu 
Strukturreformen gezwungen, die ihre „Wettbewerbsfähig-
keit erhöhen“ sollten (Scharpf 2016; Ryner 2015, 2019; 
Schmidt 2020). Die Bundeskanzlerin Angela Merkel forder-
te beispielsweise 2013 einen „Pakt für Wettbewerbsfähig-
keit“, denn nur die Wettbewerbsfähigkeit könne den Wohl-
stand in Europa erhalten und mehren (Bundesregierung 
2013). Der Draghi-Bericht und der neue Kompass der Euro-
päischen Kommission für Wettbewerbsfähigkeit legen 
ebenfalls den größten Wert auf den Hebel der Wettbe-
werbsfähigkeit zur Entwicklung der Wirtschaft (Draghi 
2024). Die Frage der Wettbewerbsfähigkeit ist somit die 
wichtigste wirtschaftspolitische Konstante der EU.

These 3:  
Die Fixierung auf Wettbewerbsfähigkeit  
untergräbt die Binnennachfrage und hemmt 
das Wachstum großer Volkswirtschaften wie 
der EU

Gerade für große Volkswirtschaften wie die EU allerdings 
ist diese Obsession mit Wettbewerbsfähigkeit aufgrund 
der relationalen Qualität des Konzepts mit verheerenden 
Folgen verbunden. Sofern nämlich institutionell kein quali-
tativ hochwertiger Wettbewerb zwischen den Volkswirt-
schaften verankert wird, sondern „den“ Marktkräften freier 
Lauf gelassen wird, besteht der Anreiz für die Mitglied-
staaten und Unternehmen, vor allem über Lohnzurückhal-
tung, Ausgabenkürzungen oder Absenkungen von Arbeits- 
und Umweltstandards die Wettbewerbsfähigkeit gegen-
über den anderen Mitgliedern der Wirtschaftszone zu 
erhöhen. Diese Maßnahmen bedürfen keiner Innovation 
und wirken kurzfristig. Allerdings leidet dadurch die Bin-
nennachfrage – und für die europäische Wirtschaft insge-
samt reichen die positiven Impulse aus dem Außenhandel 
nicht aus, um die negativen Effekte auf das Wachstum 
auszugleichen, was den Erfolg dieser wirtschaftspoliti-
schen Maßnahmen konterkariert.

Abbildung 1 veranschaulicht den Beitrag zum Bruttoin-
landsprodukt (BIP) der Binnennachfrage gegenüber dem 
Außenhandel für die Eurozone und die USA. Wie unschwer 
zu erkennen ist, überwiegen in beiden Währungszonen die 
Impulse aus der Binnennachfrage um ein Vielfaches. Insbe-
sondere während der Eurokrise drückte die auf „Wettbe-
werbsfähigkeit“ beruhende Politik der Lohn- und Ausga-

benkürzungen das BIP in den Keller. In den USA hingegen, 
wo vor allem der Staat expansiv agiert, waren die Wachs-
tumsraten dadurch insgesamt höher – auch wenn die Bei-
träge aus dem Außenhandel meist negativ waren. In den 
2020er Jahren scheinen sich die Fehler der Eurokrise zu 
wiederholen: Auch hier ist die Binnennachfrage schwach, 
während sie in den USA maßgeblich zu den hohen Wachs-
tumszahlen beiträgt.

Ein so großer Binnenmarkt wie der europäische wird mit-
tels höherer Wettbewerbsfähigkeit, sofern sie primär auf 
Lohnzurückhaltung beruht, „von außen“ aber keine ausrei-
chenden Impulse bekommen können, um zu wachsen. 
Denn das, was die Lohnrepression an Wachstum kostet, 
kann durch Verbesserungen im Außenhandel nicht kom-
pensiert werden. 

Der Grund liegt in einem der wichtigsten ökonomischen 
Gesetze, dem sogenannten Distance Effect of Trade: Der 
Handel nimmt mit der Distanz ab. Das sogenannte Gravi-
tationsmodell erklärt, dass Länder umso mehr miteinander 
handeln, je größer ihre Wirtschaftskraft und je geringer ihre 
Entfernung ist (Head/Mayer 2014). 

Die empirische Faustformel besagt dabei, dass der Handel 
sich halbiert, wenn die geografische Entfernung sich ver-
doppelt (Brei/von Peter 2017). Obwohl im öffentlichen Dis-
kurs oft auf moderne Technologien, Digitalisierung und in-
ternationale Handelsabkommen verwiesen wird, ist die Dis-
tanz zwischen den Handelspartnern keineswegs 
bedeutungslos geworden. Im Gegenteil: Der Einfluss der 
Entfernung ist überraschend stark und über die Zeit sogar 
stabil geblieben oder gewachsen (Mehl et al. 2024; Brei/
von Peter 2017; Disdier/Head 2008; Anderson/van Win-
coop 2004). Neuere methodische Ansätze konnten dieses 
sogenannte Distance Puzzle zwar etwas relativieren, aber 
nicht vollständig auflösen (Yotov 2012). „Die Welt ist eben 
nicht klein“, wie Leamer (2007) es auf den Punkt bringt. Er 
bezeichnet den negativen Effekt der Entfernung auf den 
Handel gar als „möglicherweise einzigen bedeutenden Be-
fund, der dem Test der Zeit und dem Ansturm ökonometri-
scher Methoden vollständig standgehalten hat“.

Die Idee, dass die Wettbewerbsfähigkeit (ein relationales 
Konzept) einer so großen Wirtschaftszone wie der Eurozo-
ne oder gar der EU insbesondere gegenüber dem Ausland 
wachsen müsste, basiert somit auf dem Trugschluss, dass 
man wie Unternehmen auf einem Markt mit diesen Län-
dern in Konkurrenz stünde. Die ökonomische Literatur hat 
diese These zurückgewiesen. Sofern die Wirtschaftspolitik 
und die Institutionen der EU jedoch auf dem Trugschluss 
aufbauen, dass das gegenseitige Niederkonkurrieren der 
europäischen Staaten die EU auch nach außen hin „wettbe-
werbsfähiger“ macht, dann wird die Binnennachfrage zer-
stört, was sich wiederum negativ auf das Wachstum und 
die wirtschaftliche Entwicklung auswirkt. Zudem wirkt sich 
dieser binnenmarktinterne Wettbewerb, insbesondere wenn 
er als „Race to the Bottom“ bei Löhnen und Standards be-
trieben wird, auch auf außereuropäische Partner und glo-
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bale Lieferketten aus: Werden in der EU Produktionskosten 
künstlich gedrückt, erhöht das den Druck entlang interna-
tionaler Wertschöpfungsketten und kann in der neuen Geo-
ökonomie Abhängigkeiten oder Verwerfungen verschärfen.

Die Eurozone ist schlicht zu groß, um über den außenwirt-
schaftlichen Sektor ausreichende Wachstumsimpulse zu 
generieren. Für die grundlegenden, wirtschaftspolitischen 

Leitlinien sollte die EU deshalb zunächst als eine eher ge-
schlossene Volkswirtschaft betrachtet werden. Denn nur so 
wird man der überragenden Bedeutung der Binnennachfra-
ge gerecht und schafft es, einerseits die geopolitische Au-
tonomie zu stärken und andererseits externe Schockrisiken, 
wie sie durch gestörte Lieferketten entstehen können, zu 
begrenzen und die Verwerfungen zu umgehen, die sich aus 
hohen Leistungsbilanzungleichgewichten ergeben.

Wachstumsbeiträge der Binnen- und Auslandsnachfrage 
in Prozent

Abb. 1‌

Quelle: AMECO.
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These 4:  
Die Obsession mit der Wettbewerbsfähigkeit 
hat Europa wirtschaftlich geschadet und  
zurückgeworfen

Wie stark der Druck auf die Löhne und deshalb auf die 
Preise innerhalb Europas war, zeigen die Daten in Abbil-
dung 2. Es wird ersichtlich, dass die Entwicklung der Lohn-
stückkosten und damit der Wettbewerbsfähigkeit der ein-
zelnen Volkswirtschaften vor der Eurokrise stark divergier-
te. Insbesondere Deutschland setzte als größte Wirtschaft 
der Wirtschaftszone mit dem Druck auf die Löhne seit 
Ende der 1990er Jahre die gesamte europäische Wirtschaft 
unter Druck (Flassbeck/Lapavitsas 2015). Nach der Euro-
krise gab es dagegen keine klassische Konvergenz – in dem 
Sinne, dass sowohl die Überschuss- als auch die Defizitlän-
der Anpassungen vornehmen würden: die Überschusslän-
der über stärkeres Lohnwachstum und eine expansivere 
Fiskalpolitik, die Defizitländer durch deflationäre Maßnah-
men (Scharpf 2016). Dem Dogma der allgemeinen Wettbe-
werbsfähigkeit entsprechend, erfolgte die Anpassung in der 
Krise fast ausschließlich aufseiten der Defizitländer. Sie 
mussten über eine interne Abwertung (Lohn- und Ausga-
benkürzungen) ihre Lohnstückkosten senken, was zu höhe-
rer Arbeitslosigkeit, einem Einbruch des Wachstums und ei-
nem Erlahmen der Investitionstätigkeit führte. 

Diese asymmetrische Lastenverteilung erinnert an die An-
passungsmechanismen vergangener fixer Wechselkurssys-
teme, wie beispielsweise den Goldstandard, bei dem die 
Anpassung der Defizitstaaten ebenfalls vor allem nach un-
ten stattfand (Eichengreen 1992). Die Überschussländer 
entzogen sich ihrer Verantwortung, wodurch die gesamte 
Last der Korrektur auf den Schultern der ohnehin krisenge-

plagten Länder lag. Erst in den vergangenen Jahren ergab 
sich ein höheres Maß an Konvergenz, was allerdings dem 
Inflationsschub durch die Pandemie und anschließend der 
Energiepreiskrise geschuldet war. Die Entwicklung der 
Lohnstückkosten auf längere Sicht unterstreicht damit das 
Ausmaß des Anpassungsdrucks in lediglich eine Richtung, 
was die wirtschaftliche Dynamik in der Eurozone insge-
samt schwächte. 

Da die Verbesserungen der Wettbewerbsfähigkeit der euro-
päischen Ökonomien untereinander vor allem durch Lohn- 
und Ausgabensenkungen stattfanden – zunächst initiiert 
durch große Volkswirtschaften wie Deutschland, anschlie-
ßend erzwungen in den Krisenländern im Zuge der Anpas-
sungsprogramme –, wirkte sich dies nicht nur negativ auf 
das Wachstum, sondern auch auf die Investitionsdynamik 
aus. Weil Investitionen die Grundvoraussetzung für Produk-
tivitätswachstum sind, führte die destruktive Qualität des 
Wettbewerbs in Europa zu einer schwachen Produktivitäts-
entwicklung. Abbildung 3 zeigt die Entwicklung des realen 
Produktivitätswachstums seit den 1970er Jahren (jeweils 
im Zehn-Jahres-Durchschnitt), wobei ersichtlich wird, dass 
die Produktivitätsdynamik regelrecht kollabierte. In Län-
dern wie Frankreich ging die Produktivität in den vergange-
nen Jahren sogar absolut zurück, während sie in Deutsch-
land und in der Eurozone insgesamt gerade einmal über 
der Nulllinie lag.

Wenn im europäischen Wettbewerb kurzfristige Vorteile 
vor allem über Kostenoptimierungen und interne Abwer-
tungen erzielt werden müssen, anstatt eine Senkung der 
Lohnstückkosten über Investitionen und eine höhere Pro-
duktivität zu erwirken, dann stellt sich genau der Effekt 
ein, der der schumpeterschen Theorie zufolge mit einer 

Entwicklung der Lohnstückkosten
1999 = 100

Abb. 2‌

Quelle: Eurostat.

Eurozone Deutschland Frankreich Italien EZB-Inflationsziel
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Verlangsamung des Produktivitätswachstums einhergeht, 
da Innovationen im Vergleich zur Optimierung der beste-
henden Strukturen an Bedeutung verlieren. Zwar sind die 
2020er Jahre von besonderen Krisen geprägt, die die Pro-
duktivitätskrise verstärken. Der zugrundeliegende, säkula-
re Trend bleibt jedoch bestehen. In Frankreich kommen 
zudem Sondereffekte hinzu, etwa eine beschäftigungspoli-
tische Strategie mit erhöhter Erwerbsquote weniger quali-
fizierter Arbeitskräfte und der künstliche Erhalt vieler Ar-
beitsplätze durch Covid-Maßnahmen, die ein eher arbeits-
intensives Wachstum fördern und die Produktivität 
zusätzlich belasten. 

These 5:  
Nicht mehr Wettbewerb, sondern besserer 
Wettbewerb ist der Schlüssel – getragen von 
gemeinsamen Regeln und Institutionen, die 
Produktivität und faire Bedingungen fördern

Die niedrige Produktivitätsdynamik und das niedrige 
Wachstum sind somit direkte Folgen des Wettbewerbsmo-
dells, dem sich Europa verschrieben hat: ein institutionali-
siertes „jeder gegen jeden“, mit sowohl begrenzter zwi-
schenstaatlicher Kooperation wie auch strategischer Aus-
richtung, in welche Richtung sich die Wirtschaft entwickeln 
soll. Dabei müsste Europa den Grundsatz lernen, dass es 
ein hohes Maß an wirtschaftspolitischer Koordination 
braucht, um sicherzustellen, dass die Unternehmen, nicht 
aber die Staaten im Wettbewerb zueinanderstehen. Zu-
gleich müssen die Regeln des Wettbewerbs so gestaltet 

sein, dass ein qualitativ hochwertiger Wettbewerb gewähr-
leistet wird. 

Angesichts des relationalen Charakters des Wettbewerbs-
fähigkeitsbegriffs darf es nicht Ziel der Politik sein, dass 
sich Staaten durch niedrigere Löhne oder geringere Stan-
dards innerhalb eines gemeinsamen Binnenmarkts gegen-
seitig niederkonkurrieren. Einerseits schwächt dies, wie ge-
zeigt, die Binnennachfrage in einem Ausmaß, das über den 
Exportsektor nicht kompensiert werden kann. Andererseits 
destabilisieren Leistungsbilanzungleichgewichte die Fi-
nanzmärkte und können protektionistische Gegenreaktio-
nen provozieren. Stattdessen bedarf es einer institutionel-
len Architektur, die nicht primär auf die Verbesserung der 
externen Wettbewerbsfähigkeit, sondern auf die Stärkung 
der Binnenwirtschaft abzielt.

Ein solcher Paradigmenwechsel bedeutet nicht das Ende 
des Wettbewerbs, sondern dessen gezielte qualitative Auf-
wertung. Konkret heißt das: Die Wirtschaftspolitik muss 
sich künftig an absoluten Größen wie der Produktivität ori-
entieren, die – im Gegensatz zur Wettbewerbsfähigkeit – 
auch kollektiv steigerbar ist. Denn nur durch Investitionen, 
Innovationen und strukturellen Wandel lassen sich nach-
haltiges Wachstum und steigende Lebensstandards errei-
chen. Ein Wettbewerb, der hingegen vor allem über Lohn-
senkungen oder den Abbau von Standards geführt wird, 
verfehlt dieses Ziel: Die Produktionsbasis wird nicht erneu-
ert, das Produktivitätswachstum bleibt schwach und Euro-
pa fällt im globalen Vergleich zurück.

Produktivitätsentwicklung in Frankreich, Deutschland und der Eurozone
in Prozent

Quelle: AMECO.
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Wirtschaftspolitische Maßnahmen:  
Es braucht ein anderes Modell  
des Wettbewerbs

Für einen ökonomischen Fortschritt braucht Europa damit 
eine klare gemeinsame Richtung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung, um industriepolitisch die passenden Weichen zu 
stellen. Für das 21. Jahrhundert sind dabei vor allem die 
Klimaneutralität und die soziale Frage entscheidend. Staa-
ten brauchen dafür mehr fiskal- und industriepolitischen 
Spielraum, von Geldpolitik braucht es Unterstützung. Da-
mit sich dieser qualitative Wettbewerb entfalten kann, 
braucht es zudem weitere, wirtschaftspolitische Leitlinien 
und neue institutionelle Spielregeln. Drei zentrale Mecha-
nismen sind dabei unerlässlich:

1. Es braucht eine höhere Tarifbindung

Wie bereits in der europäischen Mindestlohnrichtlinie ge-
fordert, muss die Tarifbindung auf europäischer Ebene ge-
stärkt werden. Eine hohe Tarifbindung stellt sicher, dass 
Unternehmen innerhalb eines Sektors vergleichbare Aus-
gangsbedingungen haben. So entscheidet letztlich die Pro-
duktivität – und nicht das Lohndumping – über den wirt-
schaftlichen Erfolg. Dies gilt ebenso für Arbeits- und Um-
weltstandards, die nicht länger als Standortnachteil gelten 
dürfen. Stattdessen müssen verbindliche europäische Min-
deststandards etabliert werden, die von den Mitgliedstaa-
ten umgesetzt werden, um unfaire Wettbewerbsvorteile 
einzelner Länder zu unterbinden.

2. Grundsätzliche Lohnkoordination in Europa  
ist unerlässlich

Es braucht zudem eine koordinierte europäische Lohnpoli-
tik. Die sogenannte „goldene Lohnregel“ muss dabei zum 
Maßstab werden: Die Nominallöhne müssen im Einklang 
mit dem gesamtwirtschaftlichen Produktivitätswachstum 
und der angestrebten Inflationsrate steigen. Bei einem In-
flationsziel von zwei Prozent und einem zu erwartenden 
Produktivitätswachstum von einem Prozent zum Beispiel 
würde dies bedeuten, dass die Nominallöhne um drei Pro-
zent steigen müssen. Eine solche Regelung bewahrt nicht 
nur die Stabilität des Preisniveaus, sondern sorgt auch für 
eine faire Teilhabe aller Einkommensgruppen am ökonomi-
schen Fortschritt. Gleichzeitig beugt sie internen Ungleich-
gewichten vor. 

Insbesondere in einem Währungsraum, in dem die Mög-
lichkeit nominaler Auf- oder Abwertungen entfällt, weil die 
Länder entweder Teil der Eurozone sind oder ihre Währung 
an den Euro gebunden haben, ist dies entscheidend für 
nachhaltige Stabilität. Wenn einzelne Länder durch eine 

hohe Investitionsdynamik ein überdurchschnittliches Pro-
duktivitätswachstum erzielen, müssen die Löhne entspre-
chend steigen, damit die reale Wettbewerbsfähigkeit kons-
tant bleibt und keine Ungleichgewichte die gesamte Wirt-
schaftszone destabilisieren.

Bei hoher Tarifbindung und in der Breite steigenden Löh-
nen hätten die Unternehmen insofern Planungssicherheit, 
weil sie wüssten, dass Investitionen und Innovationen – 
kurz: eine höhere Produktivität – die einzige Möglichkeit 
sind, um sich langfristig am Markt zu halten. Lohndumping 
zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit würde institu-
tionell als Hebel ausgeschlossen werden, und bei der Ver-
lagerung der Produktion in Niedriglohnländer wären die er-
worbenen Vorteile nur von kurzfristiger Dauer. Da in den 
weniger entwickelten Volkswirtschaften in Europa das Pro-
duktivitätswachstum tendenziell höher ist und die Ökono-
mien rasch aufholen, würden in diesen Standorten auch die 
Löhne stärker steigen, sodass die Lohnstückkostenvorteile 
gegenüber den Hochlohnstaaten mit der Zeit abnehmen. 
Darüber hinaus hätten in einem solchen System alle Mit-
gliedstaaten erhebliche Anreize für soziale Investitionen, 
beispielsweise in Bildung und Gesundheit, sowie in die öf-
fentliche Infrastruktur, um eine bessere Ausgangsbasis für 
ein künftig höheres Produktivitätswachstum in der gesam-
ten Wirtschaft zu schaffen.

3. Abbau von Leistungsbilanzungleichgewichten 
durch synchronisierte Lohn- und Fiskalpolitik

Neben einer Stärkung der Tarifbindung und Lohnkoordina-
tion müssen die in der Vergangenheit entstandenen Leis-
tungsbilanzungleichgewichte perspektivisch abgebaut wer-
den. Dafür braucht es gezielte lohn- und fiskalpolitische 
Maßnahmen, um diese Ungleichgewichte schrittweise zu 
korrigieren. Deutschland, das seit Jahren enorme Leis-
tungsbilanzüberschüsse verzeichnet, kommt dabei eine be-
sondere Verantwortung zu: Ohne eine Stärkung der inländi-
schen Nachfrage in den Überschussländern bleibt jede eu-
ropäische Koordination wirkungslos, da die Vorteile 
gegenüber den anderen Mitgliedstaaten in der Währungs-
union bestehen bleiben. Die Überschussländer, gerade 
Deutschland, müssen perspektivisch eine Lohnentwicklung 
anpeilen, die diese Lücke graduell schließt und somit den 
Druck auf die Löhne und Binnennachfrage im Rest der 
Währungsunion abmildert. 

In Überschussökonomien wie in Deutschland wären geeig-
nete wirtschaftspolitische Hebel dafür eine adäquate Erhö-
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hung des Mindestlohns, eine Stärkung der Tarifbindung 
und signifikante Erhöhungen der Löhne im öffentlichen 
Sektor, sodass der Privatsektor mit Lohnerhöhungen nach-
ziehen muss. Mitgliedstaaten wie Frankreich wiederum, die 
ihre relativen Lohnstückkostensenkungen mittels interner 
Abwertung vollzogen haben, könnten – synchron zu den 
expansiven Impulsen in den Überschussländern – graduell 
von ihrem harschen Konsolidierungskurs abweichen, um 
die Binnennachfrage in Europa nicht zu gefährden. Gerade 
im Kontext geopolitischer Verwerfungen ist dies von über-
ragender Bedeutung.    

Fazit

Europa darf seine wirtschaftliche Zukunft nicht weiterhin in 
der pauschalen Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit su-
chen, schon gar nicht in einem Wettbewerb „nach unten“ 
bei den Löhnen, Arbeits- und Umweltstandards. Um im 
globalen Wettbewerb zu bestehen, bedarf es in Europa pa-
radoxerweise gerade weniger Obsession mit Wettbewerbs-
fähigkeit. Diese Obsession führte zu einem Wettbewerbs-
modell, das in erster Linie auf Verbesserungen der Wettbe-
werbsfähigkeit durch niedrigere Löhne abzielte, nicht durch 
Investitionen, Innovationen und Produktivitätswachstum. 
Notwendig ist deshalb eine andere Gestaltung der Wettbe-
werbsregeln, um den langfristigen ökonomischen, sozialen 
und ökologischen Zielen zu dienen. Innovationen und Pro-
duktivitätswachstum – nicht Lohnsenkungen und fiskali-
sche Kürzungen im Namen der „Wettbewerbsfähigkeit“, die 
die Mitgliedstaaten in den ökonomischen Ruin treibt – 
müssen dabei zur Zielmarke der Wirtschaftspolitik werden. 
Der ökonomische Wettbewerb wird damit nicht abge-
schafft, sondern in den Dienst einer gemeinsamen Zukunft 
gestellt – als Mittel zum Zweck, nicht als ideologischer 
Selbstzweck. 
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Obsession Wettbewerbsfähigkeit   
Ein Wachstumsversprechen auf dem Prüfstand

Die Kurzstudie kritisiert das Leitbild der „Wettbewerbsfähigkeit“ als zentrales Ziel 
europäischer Wirtschaftspolitik. Da es sich um ein relatives Konzept handelt, 
führt es in einer großen Wirtschaftszone wie der Europäischen Union zwangsläu-
fig zu einem ruinösen Wettbewerb um niedrigere Löhne und schwächere Stan-
dards. Dieses „Race to the Bottom“ schwächt Binnennachfrage, Investitionen 
und Produktivität und untergräbt damit nachhaltiges Wachstum und sozialen 
Zusammenhalt. Statt eines intensiven Gegeneinanders braucht Europa einen 
qualitativ hochwertigen Wettbewerb, der den Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts (Klimaneutralität, soziale Frage, geopolitische Machtverschiebungen) 
gerecht wird und somit vor allem auf Innovationen und Produktivitätsgewinne 
hin ausgerichtet ist. Dazu sind stärkere Tarifbindung, eine koordinierte europäi-
sche Lohnpolitik und der Abbau wirtschaftlicher Ungleichgewichte notwendig.
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